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Zur Sachverstidndigenanhorung des Ausschusses fiir Inneres und Heimat des Deutschen
Bundestages am 03.06.2019

PRO ASYL bedankt sich fiir die Einladung zur Sachverstandigenanhdrung. Die Anhdrung von
Verbanden und Organisationen ist ein wichtiges Element im Gesetzgebungsverfahren, insbe-
sondere damit deren Wirkung praxisbasiert reflektiert wird.

1. Zusammenfassung

Eine Duldung ist keine Aufenthaltserlaubnis und fiir die betroffenen Personen ein extrem
prekarer Zustand. Zu Recht wurde die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen gefordert.
Wahrend durch den Entwurf eines ,Geordnete-Rickkehr-Gesetzes” sogar ein noch
unsicherer Status einer ,Duldung light” geschaffen werden soll, hat der vorliegende
Gesetzentwurf zum Ziel, bei Ausbildung oder Beschaftigung von Geduldeten mehr
Rechtssicherheit sowohl fiir die betroffenen Auslander*innen als auch fir ausbildungs- und
einstellungsbereite Arbeitgeber*innen zu schaffen.

Dieses Ziel wird mit den geplanten Neuregelungen nicht nur verfehlt, sondern sogar durch
neu eingefiihrte Restriktionen sowie den Aufbau kaum zu nehmender Hiirden
konterkariert.

Im Deutschen Bundestag besteht nun noch die Méglichkeit, dringende Anderungen
vorzunehmen, damit die Ausbildungs- und Beschaftigungsduldung nicht aller Voraussicht
nach leer laufen und sich die Chancen gerade auch fiir junge Geduldete im Vergleich zur
aktuellen Lage nicht zu verschlechtern.

Folgende Anderungen miissen dafiir zwingend im Rahmen der Ausbildungsduldung
erfolgen:

o Identitatsklarung: Ein Rechtsanspruch auf eine Ausbildungsduldung darf nicht von der
gekldarten Identitat, sondern ausschlieBlich von der Erbringung zumutbarer
Mitwirkungshandlungen abhangig gemacht werden.

Mindestens sollte die schwache Kann-Regelung des § 60b Abs. 7 AufenthG-E in einen
Regelerteilungsanspruch (,soll erteilt werden”) gedandert werden.

Haben Betroffene alle erforderlichen und zumutbaren Handlungen unternommen, um
ihre Identitat zu kldren, dann muss ihnen eine Ausbildungsduldung erteilt werden — so ist
auch die aktuelle Rechtslage. Laut Entwurf soll ein Anspruch aber nur bestehen, wenn die
Identitat geklart ist. Falls dies nicht der Fall ist, aber die zumutbaren Handlungen erfiillt
wurden, soll die Ausbildungsduldung nur noch im Ermessen (,kann“) erteilt werden.
Dabei hangt der Erfolg bei der Identitatsklarung in vielen Fallen nicht nur von der
betroffenen Person selbst ab, sondern vom Agieren oder Nicht-Agieren der
Heimatbehorden. Die Gefahr sachfremder Erwadgungen ist folglich groB und konnte in der
Vergangenheit bei der Erteilung der Beschaftigungserlaubnis im Rahmen der
Ausbildungsduldung beobachtet werden. Gerade weil das vorliegende Gesetz zu einer
vereinfachten und , bundesweit einheitlichen Anwendung” fihren soll, muss hier der
Ermessensspielraum gestrichen werden.

e Wartefrist von 6 Monaten fiir Geduldete: Die Wartefrist nach § 60b Abs. 2 Nr. 2
AufenthG-E sollte gestrichen werden. Sobald eine Ausbildung zugesagt wurde, muss
Schutz vor Abschiebung gewadhrleistet werden.

Eine Wartefrist von 6 Monaten vor Ausbildungserteilung soll Auslanderbehoérden explizit
Zeit flr Abschiebungen Geduldeter verschaffen, selbst wenn sie bereits einen



Ausbildungsvertrag haben und alle Beteiligten bereit sind, eine Ausbildung zu beginnen.
Das Ziel, Rechtssicherheit fiir Arbeitgebende und Auszubildende zu schaffen, wird so
gerade ins Gegenteil verkehrt. Kein Arbeitgeber wird unter diesen Bedingungen eine
Ausbildung anbieten, geschweige denn bereits beginnen, wenn jederzeit (noch dazu
unangekiindigt) mit einer Abschiebung gerechnet werden muss und so keinerlei
Planungssicherheit gegeben ist.

»,Offensichtlicher Missbrauch” als Ausschlusstatbestand: Dieser sollte unbedingt
gestrichen werden. Zumindest muss aber der Gesetzestext eine Beweispflicht der
Auslinderbehorden beinhalten, um Willkiir zu vermeiden.

Dieser Ausschlusstatbestand gibt den Auslanderbehdérden ein grenzenloses Instrument
zur  Verweigerung der  Ausbildungsduldung, selbst wenn alle anderen
Erteilungsvoraussetzungen erfillt sind und keine sonstigen Ausschlussgriinde vorliegen.
Dabei geht es hier, laut Gesetzesbegriindung, um z. B. um fehlende Sprachkompetenzen
fir die Ausbildung — die Beurteilung dessen muss aber beim Betrieb liegen, nicht bei der
Auslanderbehorde.

Einleitung der Buchung von Transportmitteln fiir die Abschiebung als Ausschlussgrund:
Da die Begriindung im Gesetzgebungsverfahren nicht gedndert wird, muss in § 60b
Abs. 2 Nr. 5 klargestellt werden, dass die Akteniibergabe an Zentrale Auslander-
behorden nicht bereits als Einleitung zur Buchung von Transportmitteln zu verstehen
ist.

Besonders problematisch an dieser Regelung ist, dass laut Gesetzesbegriindung bereits
die Ubergabe der Auslinderakte an jene, die die Abschiebung organisieren, als Buchung
von Transportmitteln und damit als Ausschlussgrund von der Ausbildungsduldung gelten
soll (,konkrete MalRnahme zur Aufenthaltsbeendigung”). In den meisten Bundeslandern
wird diese Funktion von Zentralen Auslanderbehdrden ibernommen. An diese muss
jedoch oft standardmaRig jede Akte eines geduldeten Menschen libergeben werden. Dies
kdnnte zum Ausschluss aller geduldeten Menschen von der Ausbildungsduldung in
diesen Bundeslandern fiihren.

»Vergleichbar konkrete VorbereitungsmaRnahmen“ als Ausschlusstatbestand:

Der Katalog der konkreten aufenthaltsbeendenden MaBnahmen muss abschlieBend
sein. Dazu muss insbesondere der Punkt der vergleichbar konkreten Vorbereitungs-
mafRnahmen zur Abschiebung in § 60b Abs. 2 Nr. 5d AufenthG-E gestrichen werden.
Wahrend die Aufzahlung der ,konkreten MaRnahmen zur
Aufenthaltsbeendigung” (vermeintlich) abschlieRend sein soll, eréffnet dieser neue Punkt
wieder einen unbegrenzten Interpretations- und Anwendungsspielraum fir
Ausldanderbehorden. Die Folge ist, dass die als abschlieRend angelegte Aufziahlung nur
dem Anschein nach abschlieBend ist, damit tatsdchlich aber eine uferlose Erweiterung
der Ausschliisse einhergeht.

Einleitung des Dublin-Verfahrens als Ausschlussgrund: Stattdessen sollte die aktuelle
Rechtsprechung umgesetzt werden, nachdem eine konkrete MaBBnahme zur Aufent-
haltsbeendigung hochstens dann anzunehmen ware, ,wenn eine Abschiebungs-
anordnung nach § 34a AsylG vollziehbar ist“.

Ebenso soll laut Gesetzentwurf als ,konkrete MaRnahme zur Aufenthalts-
beendigung” und damit als Ausschlussgrund bereits die Prifung der Zustandigkeit
Deutschlands fiir das Asylverfahrens gelten (§ 60b Abs. 2 Nr. 5e AufenthG -E).



Eine solche Priifung wird jedoch in jedem Asylverfahren durchgefiihrt. Der Gesetzestext
und ebenso die Gesetzesbegriindung sind nicht logisch nachvollziehbar.

e Regelungsliicke beim Schutz von Familienangehorigen: Fiir Familienangehorige von

Personen in Ausbildungsduldung ist zwingend eine abzuleitende Duldungsregelung —
analog zur geplanten Regelung in der Beschaftigungsduldung — aufzunehmen.
Fir Mitglieder der Kernfamilie ist — im Unterschied zur Beschaftigungsduldung —
weiterhin  keine aufenthaltsrechtliche  Absicherung in  Ableitung aus der
Ausbildungsduldung eines Familienmitglieds vorgesehen. Dies ist aber zwingend geboten,
da eine Familientrennung unvereinbar ware mit Art. 6 GG (Schutz von Ehe und Familie),
Art. 8 der Europaischen Menschenrechtskonvention (Recht auf Achtung des Privat- und
Familienlebens) und, sofern Minderjahrige betroffen waren, auch ein Verstol8 gegen die
UN-Kinderrechtskonvention vorlage.

Auch die Einfihrung einer neuen Beschaftigungsduldung wird kaum zu mehr
Rechtssicherheit der Betroffenen und Arbeitgebenden fiihren, wenn die Hirden
uniiberwindbar hoch ausgestaltet werden: Diese sind, wie bei der Ausbildungsduldung, die
erfolgreiche Identitatsklarung sowie dartiber hinaus die Erfordernisse, dass der vollstandige
Lebensunterhalt in den vergangenen 12 Monaten gesichert worden sein muss und
zwingende Regelarbeitszeiten in den vergangenen 18 Monaten vorgelegen haben missen.
Angesichts der Tatsache, dass die Duldung ohnehin widerrufen werden kann, wenn die
Person Uber einen , kurzfristigen” Zeitraum hinaus ihren Lebensunterhalt nicht mehr sichern
kann, sind diese Erfordernisse unverhaltnismaRig und Uberflissig, zumal es sich weiterhin
,hur” um eine Duldung und keine Aufenthaltserlaubnis handelt. Eine Sicherung des
Lebensunterhaltes zum Zeitpunkt der Antragstellung muss ohne die weiteren Bedingungen
ausreichend sein. Diese willkiirlich iiberh6hten Anforderungen miissen gestrichen werden.

Zudem erinnert PRO ASYL daran, sich fir die im Koalitionsvertrag verbrieften
Verbesserungen einzusetzen. Dazu gehort die vorgesehene Verbesserung der
Bleiberechtsregelungen der §§ 25a und 25b AufenthG (Rn. 4990-4994) sowie die
Gewahrleistung einer unabhangigen und flachendeckenden Asylverfahrensberatung und
einer speziellen Rechtsberatung fir besonders vulnerable Fliichtlinge (Rn. 5011-5012, 5077-
5079).

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf iber ,Duldung bei Ausbildung und Beschaftigung”
sollen laut Gesetzesbegriindung Menschen, die eine qualifizierte Berufsausbildung
aufnehmen und oder durch eine nachhaltige Beschaftigung ihren Lebensunterhalt selbst
sichern kénnen und gut integriert sind, mit einer gednderten Fassung der bereits
bestehenden Ausbildungsduldung bzw. durch die neue Beschaftigungsduldung ein
rechtssicherer Aufenthalt erméglicht und eine Bleibeperspektive aufgezeigt werden. Dieses
Ziel wird mit den geplanten Neuregelungen nicht nur verfehlt, sondern sogar vielmehr
konterkariert.

Sowohl die Ausbildungs- als auch die Beschaftigungsduldung sind in der vorgelegten Fassung
massive Fehlkonstruktionen und werden ins Leere laufen.
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2. Die Ausbildungsduldung (§ 60b AufenthG-E)

Mit der im Jahr 2016 im Kontext des Integrationsgesetzes vorgenommenen Neufassung der
Ausbildungsduldung wurde das Ziel verfolgt, Geduldeten und ausbildenden Betrieben fiir die
Zeit der Ausbildung mehr Rechtssicherheit zu verschaffen sowie eine Verfahrens-
vereinfachung zu erreichen (siehe BT-Drs. 18/8615, S. 48).

Die seither vorliegenden Erfahrungen in der heterogenen Umsetzungspraxis der einzelnen
Bundeslander sowie der lokalen und zentralen Auslanderbehérden innerhalb der
Bundesldander haben friihzeitig offengelegt, dass der seither geltende Gesetzeswortlaut nicht
dazu geeignet ist, dieses Versprechen einzuldsen.

Ausbildungsfreundlichen Auslegungen stehen ausbildungsverhindernde Verweigerungs-
haltungen gegeniber. Letztere haben dazu gefiihrt, dass Ausbildungsverhaltnisse mit
geduldeten Menschen nicht realisiert werden konnten und koénnen — trotz der
Ausbildungsbereitschaft von Betrieben und anderen Ausbildungsstatten und ungeachtet des
herrschenden Personal- und Fachkraftemangels.

Derartige Negativerfahrungen waren und sind keine Einzelfalle, sodass zivilgesellschaftliche
Organisationen und Arbeitgeberverbande unterschiedlicher Branchen eine Erhdhung der
Rechtssicherheit forderten, sowohl fiir geduldete Menschen in Ausbildung als auch fir
Ausbildungsbetriebe.

SchlieBlich hat die aktuelle Bundesregierung die Mangel in der Norm erkannt und in ihrem
Koalitionsvertrag (Zeile 1287 f.) nicht nur eine bundeseinheitliche, sondern insbesondere
auch eine ausbildungsfreundliche Umsetzung avisiert.

Der vorgelegte gesetzliche Neuentwurf beinhaltet zwar punktuelle Verbesserungen,

allerdings in einem sehr liberschaubaren AusmaR. Diese sind im Wesentlichen:

e Einbeziehung von Assistenz- und Helferausbildungen;

e Rechtsanspruch auf Beschaftigungserlaubnis, sobald ein Anspruch auf
Ausbildungsduldung besteht;

e Festlegung eines Erteilungsanspruchs vor Ausbildungsbeginn, wobei die festgelegten
Zeitpunkte vor Ausbildungsbeginn zu kurz sind.

Dem stehen erhebliche Verscharfungen und neue Zugangshiirden gegeniiber — durch die

weitere (gezielte) Rechtsunsicherheiten entstehen werden. Diese sind im Wesentlichen:

o erfolgreiche Identitdtsklarung (statt Erbringung zumutbarer Mitwirkungshandlungen) als
Voraussetzung fiir einen Rechtsanspruch auf Ausbildungsduldung;

e eine 6-monatige Wartefrist fir Geduldete, um der Abschiebung Vorrang zu geben;

e die EinfUhrung einer Ausschlussklausel des ,offensichtlichen Missbrauchs”, selbst wenn
alle Erteilungsvoraussetzungen erfillt werden;

e eine Verscharfung und Entgrenzung des Katalogs ,konkret aufenthaltsbeendender
MaBnahmen®, die die Erteilung einer Ausbildungsduldung blockieren, inkl. der Einleitung
eines Dublin-Verfahrens bereits zu Beginn der Zustandigkeitspriifung;

e weiterhin Verzicht auf die Einfihrung eines aus der Ausbildungsduldung eines
Familienmitglieds ableitbaren Duldungsgrundes fiir die anderen Familienangehdrigen.

Verfahrensvereinfachung, Rechtssicherheit und Ausbildungsfreundlichkeit — gemessen an
diesen Zielbeschreibungen ist der vorliegende Entwurf gescheitert. Er ist kaum geeignet, die
bestehenden Defizite zu beheben. Vielmehr bereitet er der Verweigerungspraxis vieler
Auslanderbehdérden einen frischen Nahrboden.


https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=2ahUKEwiNmcrp1MLiAhUMKVAKHSmCALoQFjAAegQIARAC&url=http%3A%2F%2Fdip21.bundestag.de%2Fdip21%2Fbtd%2F18%2F086%2F1808615.pdf&usg=AOvVaw1mjSqQFtELcvYZfyS68RCt
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/847984/5b8bc23590d4cb2892b31c987ad672b7/2018-03-14-koalitionsvertrag-data.pdf?download=1

2.1  Zu § 60b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1i. V. m. Satz 3 AufenthG-E:
Rechtsanspruch auf Erteilung einer Beschaftigungserlaubnis

Erfreulich ist, dass kiinftig die Ausbildungsduldung mit einem Anspruch auf die
Beschaftigungserlaubnis verbunden werden soll. Damit liegt es nicht mehr im Ermessen der
zustandigen Auslanderbehorde, den Antritt der Ausbildung durch eine Ablehnung der
Beschaftigungserlaubnis zu blockieren. Tatsachlich stellte dies in der Vergangenheit eine
erhebliche Schwache in der Wirksamkeit der Norm dar.

Diese Verbesserung besteht allerdings nur bei Geduldeten. Es gilt abzuwarten, ob die Folge
nun eine restriktivere Praxis bei der Erteilung von Beschaftigungserlaubnissen fiir Gestattete,
also noch im Verfahren befindliche Asylbewerber*innen, sein wird. Denn es bleibt wahrend
des Asylverfahrens beim Ermessen der Auslanderbehérden bei der Erteilung der
Beschaftigungserlaubnis fiir eine Ausbildung; der Anspruch soll erst fiir Ausreisepflichtige
gelten. Auslanderbehorden mit ,Weitblick” konnten also den Weg zur Ausbildungsduldung
nach negativ abeschlossenen Asylverfahren durch eine vorgelagerte Verhinderung von
Ausbildungen wahrend des Asylverfahrens versperren — Uber die Verweigerung von
Beschaftigungserlaubnissen. Die Erlaubnis zur Aufnahme einer Ausbildung sollte aber auch
wahrend des Asylverfahrens nicht im Ermessen der Auslanderbehdérden liegen. Nur dies kann
zu einer friihzeitigen Rechtssicherheit fiir alle Beteiligten flihren.

2.2 Zu § 60b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1b AufenthG-E:
Erweiterung auf Assistenz- und Helferausbildungen — keine Erweiterung auf
Einstiegsqualifizierungen und berufsvorbreitenden BildungsmaRnahmen

Die Erweiterung der Ausbildungsduldung auf anschlussfahige Assistenz- und
Helferausbildungen in Engpassberufen ist grundsatzlich zu begriiRen.

Gleichzeitig soll die Anspruchswirkung fiir diese Ausbildungsberufe erst dann entstehen,
wenn eine Arbeitsplatzzusage fir die anschlieBende qualifizierte Berufsausbildung vorliegt.
Es ist realitatsfern, dass Ausbildungsbetriebe bereits vor bzw. zu Beginn einer Assistenz-
/Helferausbildung eine verbindliche Zusicherung fiir eine Anschlussausbildung abgeben
sollen, bevor sich eine potenzielle bzw. perspektivische Eignung im Berufsfeld
herauskristallisieren konnte. Diese Anforderung ignoriert ferner, dass einige Auszubildende
die anschliefende qualifizierte Berufsausbildung bei einem anderen Ausbildungsbetrieb
absolvieren mochten oder missen.

Aullerdem wadre nach dem derzeitigen Wortlaut keine Sicherheit vor einer Abschiebung
gegeben, solange noch keine Arbeitsplatzzusage vorliegt. Dies ist weder gegeniiber den
Auszubildenden vertretbar noch angesichts des enormen Personalbedarfs auch in Helfer-
und Assistenzberufen im Gesundheits- und Pflegebereich.

Einstiegsqualifizierungen (nach § 51 SGB lll) und berufsvorbereitende BildungsmalRnahmen
(nach § 54a SGB lll) sind weiterhin nicht vom Gesetzestext erfasst, obwohl diese von der
Bundesagentur fur Arbeit geférdert werden, unmittelbar auf die Ausbildung vorbereiten bzw.
bei der Orientierung und Findung unterstiitzen. Sie dienen damit auch dazu, friihzeitigen
Ausbildungsabbriichen praventiv entgegenzuwirken. Gerade auch schon in diesen
vorbereitenden Phasen bedarf es eines stabilen Abschiebungsschutzes. Nur so kdnnen damit
die bis zu 12-monatigen MalRnahmen (angstfrei) absolviert werden und die qualifizierenden
Betriebe die Sicherheit erhalten, dass sich die Qualifizierung dieser Person lohnt.



Dass sich die Ausbildungsduldung weiterhin nicht auf Einstiegsqualifizierungen und
berufsvorbereitende BildungsmaBnahmen erstrecken soll, ist vor diesem Hintergrund nicht
nachvollziehbar.

Der Anspruch auf eine Ausbildungsduldung muss sich uneingeschrankt auch auf Assistenz-
und Helferausbildungen erstrecken. Das Erfordernis einer Ausbildungsplatzzusage fiir eine
qualifizierte Berufsausbildung bereits zu Beginn der Assistenz- oder Helferausbildung ist zu
streichen. Dariiber hinaus sind Einstiegsqualifizierungen und berufsvorbereitende
BildungsmaRnahmen in den Katalog der von der Ausbildungsduldung erfassten Beschaf-
tigungen aufzunehmen.

2.3 Zu § 60b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AufenthG-E:
Verweigerung der Ausbildungsduldung bei ,,offensichtlichem Missbrauch”

Nach derzeitiger Rechtslage entsteht ein gesetzlich Anspruch auf Erteilung der
Ausbildungsduldung, sobald die Erteilungsvoraussetzungen erfillt werden und keine
Ausschliisse im Zeitpunkt der Antragstellung vorliegen (§ 60a Abs. 2 S. 4 AufenthG).

Die Einfuhrung eines neuen Ausschlusses des ,offensichtlichen Missbrauchs” ist in
mehrfacher Hinsicht hdchst problematisch und kategorisch abzulehnen. Denn laut
Gesetzesbegrindung soll den Auslanderbehorden bei Vorliegen der ansonsten
anspruchsbegriindenden Voraussetzungen die Moglichkeit eingeraumt werden, die
Ausbildungsduldung trotzdem zu versagen.

Der Gesetzeswortlaut sieht keinerlei Einschrankungen oder Kriterien fir einen
,offensichtlichen Missbrauch” vor. Um diesen unbestimmten Rechtsbegriff zumindest pro
forma nicht vollig im Vagen zu belassen, liefert die Gesetzesbegriindung immerhin inhaltliche
Fragmente zur Erlduterung: Offensichtlicher Missbrauch soll insbesondere — also nicht
ausschlieBlich — bei sog. Scheinausbildungsverhaltnisse vorliegen. Diese seien anzunehmen,
sofern von ,vornherein offenkundig ausgeschlossen ist, dass die Ausbildung zum Erfolg
gefiihrt werden kann” In der Gesetzesbegriindung werden an dieser Stelle bespielhaft — also
(wieder) nicht ausschlieflich — nicht vorhandene Sprachkenntnisse als evident flr eine
offenkundig absehbare Erfolglosigkeit konstituiert.

Mit dieser entgrenzenden Ausnahmeregelung hat sich die Neuregelung von dem
gesetzgeberischen Ziel der Rechtssicherheit und dem Versprechen im Koalitionsvertrag der
ausbildungsfreundlichen Anwendung verabschiedet. Oder anders ausgedrickt: Mit dem
Ausschluss des ,offensichtlichen” Missbrauchs wird aus einem Rechtsanspruch faktisch eine
Ermessensregelung.

Neben diesen grundsatzlichen Erwagungen sprechen folgende Griinde fir eine Streichung
der Missbrauchsklausel:

Erstens: Es besteht gar keine Notwendigkeit fur die Einfliihrung dieses Ausschlusses. Denn ein
»Scheinausbildungsverhaltnis” ist kein Ausbildungsverhaltnis und damit fehlt es an einer
Erteilungsvoraussetzung. Ware die Erteilung der Ausbildungsduldung also das Ergebnis des

! S0 auch der VGH Hessen, Beschluss v. 15.02.2018, 3 D 2138/17:

Der Wille des Gesetzgebers sei die Schaffung eines gebundenen Anspruchs auf Erteilung der
Ausbildungsduldung gewesen. Dies ergebe sich aus den detailliert geregelten Anspruchs- und
Ausschlussvoraussetzungen. Fir ein davon entkoppeltes bzw. darliber hinausgehendes behoérdliches Ermessen
bei Erteilung der Beschaftigungserlaubnis fiir in Rede stehende Ausbildungsduldungen sah der VGH Hessen
daher keine Grundlage mehr. Vielmehr liege ein auf Erteilung zu richtendes intendiertes bzw. ein weitgehend
auf Null reduziertes Ermessen vor.
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Vortduschens eines ,echten” Ausbildungsverhiltnisses gewesen und ist die
Auslanderbehorde in der Lage, dies nachzuweisen, lage damit ohnehin ein Erléschensgrund
vor, da die Erteilungsvoraussetzung einer Ausbildung real nie erfillt war.

Zweitens: Die Prognose, dass ein Ausbildungsverhdltnis mangels Sprachkenntnissen nur
scheitern kdnne, bleibt stets hochst spekulativ, weil oft die deutsche Sprache optimal erst in
einem betrieblichen Zusammenhang erworben wird bzw. der konkrete Praxisbezug den
Spracherwerb wesentlich beférdert und beschleunigen kann.

Drittens: Den Auslanderbehorden wird ein Prifungsauftrag zugewiesen, fir den sie keine
eigene professionelle Qualifikation vorweisen konnen. Jede Auslanderbehérde misste
mindestens die allgemeinen ausbildungsfachspezifischen Anforderungen im Detail kennen,
die konkrete Begleit- und Unterstiitzungsbereitschaft in der jeweiligen Ausbildungsstatte in
Erfahrung bringen und schlieRlich die individuellen Entwicklungskompetenzen des
Auszubildenden zum Spracherwerb beurteilen kénnen. In diesem Zusammenhang ist zu
erwarten, dass die Ausbildungsbetriebe und Kammern einen zusatzlichen Zeit- bzw.
Personalressourceneinsatz ihrerseits flr entsprechende Anfragen der Auslanderbehdrden
hinnehmen missen.

Viertens: Die Entscheidung, ob jemand fir die Ausbildung geeignet ist, sollte ausschlieflich
in der Fachkompetenz des Ausbildungsbetriebes bleiben, so wie dies im Bereich des
Aufenthalts zu Studienzwecken richtigerweise in der Zwischenzeit gehandhabt wird — aus
gutem Grund. Denn die frihere Regelung, nach der auch die Auslanderbehoérden lber die
Frage mitentscheiden durften, ob ausreichende Sprachkenntnisse fiir ein erfolgreiches
Studium vorliegen, hat sich ein einer Vielzahl von Fillen als hinderlich dargestellt. Die
Auslanderbehorden hinsichtlich der Ausbildungseignung mit einem Vetorecht auszustatten,
widerspricht der Eigenverantwortlichkeit der Ausbildungsbetriebe.

Fiinftens: Sofern eine Auslanderbehodrde einen entsprechenden Prifungsvorgang initiiert,
wird dies zu erheblichen zeitlichen Verzégerungen bei der Erteilung von
Ausbildungsduldungen fiihren, die Ausbildungsantritte verzégern und insgesamt gefahrden
kénnen. Auch dies widerspricht dem Interesse der Ausbildungsbetriebe, frihzeitig Klarheit
und Planungssicherheit hinsichtlich der Besetzung von Ausbildungsstellen zu haben.

Sechstens: Restriktiv eingestellte Auslanderbehdrden werden den Missbrauchshebel auf der
Grundlage eigener Vermutungen ansetzen, um den Rechtsanspruch in Frage zu stellen.
Andere Auslanderbehorden konnten sich andererseits dem Druck ausgesetzt sehen, bei
vermeintlich nicht ausreichenden bzw. schon bei noch nicht gut ausgepradgten Sprach-
kenntnissen den vermeintlichen Missbrauch zumindest ausschlieRen zu mussen.

Siebtens: Vom Fachkraftemangel sind auch zahlreiche Auslanderbehorden betroffen, was
bereits aktuell dazu fiihrt, dass sie ihre Kernaufgaben nicht immer zeitnah und den
qualitativen Anforderungen entsprechend bewaltigen kénnen und es dadurch zu wochen-
und monatelange Wartezeiten bei Routineantrdgen kommt. Es kann also keinesfalls von
flachendeckend ausreichenden Personalressourcen bei den Ausldanderbehorden vor Ort
ausgegangen werden, um derartige Prifungsvorgange annahernd adaquat und vor allem
zeitnah vorzunehmen.

Fazit: Die EinfUhrung eines neuen Ausschlusstatbestands von ,Fillen des offensichtlichen
Missbrauches” eroffnet Auslanderbehdrden uferlose Interpretationsspielrdaume und
ermadchtigt sie zu bzw. verlangt von ihnen fachfremde Prifungsauftrage. Die zugesagte
Rechtssicherheit wird mit diesem Ausschluss ausgehebelt.
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Der Ausschlusstatbestand des ,offensichtlichen Missbrauchs” muss ersatzlos gestrichen
werden.

24 Zu § 60b Abs. 2 Nr. 2 AufenthG-E:
Wartezeit von 6 Monaten vor dem Anspruch auf Ausbildungsduldung fiir
Personen mit (anderer) Duldung

Neu eingefiihrt wird eine Wartezeit von sechs Monaten fiir Menschen, die erst im Duldungs-
status mit einer Ausbildung beginnen.? Fiir Personen, die direkt aus dem Asylverfahren mit
einer bereits begonnen Ausbildung und geklarter Identitdt in die Duldung Ubergehen, gilt
dies nicht.

Diese 6 Monate sollen den Auslanderbehorden explizit Zeit fiir Abschiebungen schaffen.
Bereits an diesem Punkt ist zu erwarten, dass Auslanderbehorden in den ersten sechs Mona-
ten einer Duldung — welche es auch immer sein mag — generell keine Beschéftigungserlaub-
nis mehr erteilen werden. D. h. als Nebeneffekt der Wartefrist fiir die Ausbildungsduldung ist
fiir Geduldete mit einer (noch) restriktiveren Arbeitserlaubnispraxis zu rechnen.

Selbst wenn in diesen ersten 6 Monaten noch Beschaftigungserlaubnisse erteilt werden,
werden Ausbildungsbetriebe kaum in die Ausbildung investieren wollen, wenn jederzeit mit
ihrer Abschiebung gerechnet werden muss. Geduldete, die unter diesen Bedingungen doch
noch ein Ausbildungsplatzangebot erhalten, wird der fir einen guten Ausbildungseinstieg
und -verlauf zwingend erforderliche Schutzrahmen verwehrt. Wer in standiger Angst vor
einer Abschiebung leben muss, wird sich kaum auf die Anforderungen einer Berufsausbil-
dung einlassen kénnen.

Auch kann die Regelung der Vorduldung von 6 Monaten als Wartefrist fir die Ausbil-
dungsduldung (wie auch die Wartefrist von 12 Monaten fiir die Beschaftigungsduldung)
nicht isoliert vom Entwurf eines ,Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung der
Ausreisepflicht” bewertet werden. Im dort geplanten § 60b AufenthG-E wird mit der ,Dul-
dung fur Personen ohne geklarte Identitat” geregelt, dass die Phase der Verweildauer in
dieser neuen ,Duldung light” nicht als Vorduldungszeit angerechnet wird. Obwohl davon
auszugesehen ist, dass damit nur anrechenbare Voraufenthaltszeiten fir einen
Aufenthaltstitel gemeint sind, besteht die Gefahr, dass Auslanderbehorden eine andere
Auffassung vertreten und die Verweildauer in einer ,Duldung light“ nicht auf die Wartezeit
fiir die Ausbildungsduldung anrechnen — Betroffene miissten bei Null starten.

Eine Aufenthaltsverfestigung, die nach Abschluss der Ausbildung liber eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 18a Abs. 1a AufenthG erfolgen kann, ware damit erheblich verzégert (analog
die Perspektive auf direkten Ubergang in eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25b AufenthG
nach 30-monatiger Beschaftigungsduldung).

Das Resultat dieser Aneinanderreihung von Wartezeiten: ein monate- bis jahrelanges Hinhal-
ten in Unsicherheit bis Integration beginnen darf — wertvolle Zeit fir die Betroffenen als
auch fir die Gesellschaft geht verloren.

Die Einfihrung der Wartefrist fiihrt zu einer massiven, nicht nachvollziehbaren
Verschlechterung der Rechtslage und der Ausbildungsplatzchancen von Menschen mit
Duldung. Aufgrund der durch sie verursachten, gezielten Verunsicherung fir alle Beteiligten
ist sie abzulehnen.

Die Wartezeit von 6 Monaten fiir einen Anspruch auf Ausbildungsduldung fiir Personen,
die erst wahrend bestehender Ausreispflicht eine Ausbildung beginnen, ist zu streichen.

% Nach § 104 Abs. 17 AufenthG-E werden davon Personen ausgenommen, deren Einreise bis zum 31.12.2016
erfolgte und die eine Berufsausbildung vor dem 02.10.2020 beginnen.
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2.5 Zu §60b Abs. 2 Nr. 3i. V. m. Abs. 7 AufentG-E:
Identitatsklarung als Anspruchsvoraussetzung und Ausbildungsduldung im
Ermessen

Die Identitatsklarung wird — anders als bisher — zwingende Voraussetzung fiir einen
Rechtsanspruch auf eine Ausbildungsduldung. D. h. ein Anspruch besteht selbst dann nicht,
wenn die Betroffenen alle moglichen und zumutbaren Handlungen vorgenommen haben und
es damit nicht mehr in seiner Verantwortung steht, dass die Identitdt nicht geklart wird.
Ohne geklarte Identitdt soll noch nur im auslanderbehérdlichen Ermessen eine
Ausbildungsduldung moglich sein (Abs. 7). Dies entbehrt jeglicher aufenthaltsrechtlicher
Logik: Selbst fur die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ist die Identitatsklarung ,,nur” eine
Regelerteilungsvoraussetzung, von der in atypischen Fallen Ausnahmen maoglich sind (vgl. § 5
Abs. 1 Nr. 1a AufenthG). Eine ldentitdtsklarung bzw. Passbeschaffung ist nicht immer
moglich, selbst wenn alle nur denkbaren Anstrengungen unternommen werden.

Diese neue Zugangshiirde sanktioniert Personen fiir personliche Schicksale, die sie nicht
beeinflussen kdnnen und ist deshalb mit dem Gleichbehandlungsgebot nach Art. 3 Abs. 1 GG
unvereinbar. Sie ist auch unverhaltnismaRig in Hinblick auf den in Aussicht gestellten
Duldungsstatus, der weiterhin keine RechtmaRigkeit des Aufenthalts vermittelt.

a) Fristenregelung zur Identitdtsklarung — auch fiir Asylsuchende

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Identitat einer antragstellenden Person — abhdngig vom
Zeitpunkt der Einreise — zu einem bestimmten Zeitpunkt geklart sein muss (§ 60b Abs. 2 Nr.
3a-c AufenthG-E). Ansonsten geht der Anspruch auf eine Ausbildungsduldung dauerhaft
verloren. Je nach Einreise sind dafiir drei verscheiden Fristenregelungen vorgesehen im Sinne
von Stichtagsregelungen.

Der Gesetzentwurf verzichtet zwar auf den Eintritt des Erfolgs , Identitatsklarung” innerhalb
der Frist, wenn alle zumutbaren Mitwirkungshandlungen fristgemaR erbracht wurden, sperrt
aber die Erteilung der Ausbildungsduldung bis zum Eintritt des Erfolgs. Das bedeutet: Wer
innerhalb der angegebenen Zeitrdume seinen Mitwirkungspflichten nachkommt, kann den
Rechtsanspruch auf Ausbildungsduldung auch noch nach diesen Fristen geltend machen;
aber erst, wenn und sobald die Identitatsklarung erfolgt ist.

Da die anspruchswahrenden Fristen ab Einreise berechnet werden, gelten sie also auch fir
Personen mit ungeklarter Identitdt im Asylverfahren. Zum Tragen kommen dabei die beiden
Fristen nach § 60b Abs. 2 Nr. 3b-c AufenthG-E. Fiir diese Personengruppe ist die Fristen-
regelung bedrohlich und stellt sie vor ein unlésbares Dilemma. Art. 25 Genfer Flicht-
lingskonvention (GFK) schliefft ausdriicklich aus, dass Flichtlinge zur Beschaffung von
Personaldokumenten an die Behorden ihres Herkunftsstaates verwiesen werden und Art. 1 C
Nr. 1 GFK schlieRt eine Person von der Fliichtlingsanerkennung aus, ,wenn sie sich freiwillig
erneut dem Schutz des Landes, dessen Staatsangehorigkeit sie besitzt, unterstellt”. Diese
Regelung wurde Gibernommen in Art. 11 Abs. 1a RL 2011/95/EU (und in § 72 Abs. 1 Nr. 1
AsylG)*.

* Zwar ist ein automatisches Erléschen des Flichtlingsstatus nach § 72 Abs. 1-2 AsylG auch nach der BAMF-
Dienstanweisung nicht mehr vorgesehen. Dies andert zum einen nichts an dem dargestellten Dilemma.
Zum anderen basieren eine erhebliche Anzahl von Widerrufs- und Riicknahmeverfahren auf einer
Schutzunterstellung.
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Die Forderung nach einer Identitdtsklarung verstofSt damit in Fillen, in denen ein Kontakt zu
den Behorden des Herkunftsstaates erforderlich wiirde, gegen internationales, europaisches
und nationales Recht. Denn von Asylsuchenden kann selbstverstandlich nicht verlangt
werden, sich an ihre Heimatbehorde zu wenden, da noch davon ausgegangen werden muss,
dass diese Personen von ihrem Heimatstaat verfolgt werden. Verfolgte an den Verfolgerstaat
zu verweisen, von dem Gefahr ausgehen kdnnte, ist unzumutbar.

Aus der Beratungspraxis sind dennoch immer wieder Falle bekannt geworden, in denen
Auslanderbehorden von Menschen im Asylverfahren verlangten, Passe oder andere
Dokumente bei ihrer Heimatbehorde zu besorgen — trotz der eindeutigen Unzumutbarkeit.

Die nicht praktikable Fristenregelung ab Einreise sollte gestrichen werden.
Ein Rechtsanspruch auf Ausbildungsduldung darf nicht von der geklarten Identitat
abhangig gemacht werden, sondern nur von der Erbringung zumutbarer und méglicher
Mitwirkungshandlungen. Im Gesetzeswortlaut ist klarzustellen, dass es fiir Personen im
Asylverfahren unzumutbar ist, Kontakt zu Heimatbeho6rden aufzunehmen.

b) Kein Schutz vor der Einleitung aufenthaltsbeendender MaRnahmen fiir Geduldete
wahrend der Phase der Identitatsklarung

Weil der Abschiebungsschutz bei negativer Beendigung des Asylverfahrens nicht nur ein
bestehendes Ausbildungsverhiltnis, sondern auch eine geklarte Identitat erfordert, bleibt es
fiir viele Auszubildende, aber auch fiir die Ausbildungsbetriebe bei einer véllig offenen
Aufenthaltsperspektive.

Dies wird konkret zwei Gruppen betreffen: erstens Personen, die zwar wadhrend des
Asylverfahrens mit einer Ausbildung begonnen haben, deren Identitat vor Entstehen der
Ausreisepflicht aber noch nicht geklart werden konnte, weil dazu z. B. der Kontakt zur
Heimatbehorde erforderlich gewesen ware. Und zweitens Personen, die erst wahrend der
Duldung mit einer Ausbildung beginnen (dirfen).

Wahrend der Phase des Bemihens um Identitdtsklarung koénnen ungehindert
AbschiebemaRnahmen eingeleitet werden — selbst fur den Fall, dass der/die Betroffene alle
zumutbaren Mitwirkungshandlungen zur Identitatsklarung ergriffen hat. Bei beiden Gruppen
kann die Ausbildung allein also keinen wirksamen Schutz vor aufenthaltsbeendenden
MaBnahmen entfalten, solange die Erteilung der Ausbildungsduldung noch nicht erfolgt ist.
Fiir den Zeitraum bis zur geklarten Identitat wird es flr sie maligeblich darauf ankommen,
dass weitere Duldungsgriinde den Vollzug der Abschiebung hemmen kdénnen.

Bei Geduldeten mit Ausbildungsplatzzusage ist von der Einleitung aufenthaltsbeendender
MaRnahmen abzusehen.

c) Keine Ermessensduldung mehr nach § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG

Auch die nach § 60b Abs. 7 AufenthG-E vorgesehene Erteilung einer Ausbildungsduldung im
Ermessen (siehe unten unter 2.5e, S. 15) seitens der Auslanderbehérden ware unter den
oben beschriebenen Bedingungen nicht mehr moglich. Die Ermessensregelung sieht ein
mogliches Absehen ausschliefllich von der Erteilungsvoraussetzung der geklarten Identitat
vor. Auch Ausbildungsduldungen im Ermessen nach Absatz 7 dirften laut Gesetzeswortlaut
wohl nicht (mehr) erteilt werden, wenn aufenthaltsbeendende MaRnahmen, durch zentrale
Ausléanderbehoérden/Rickfiihrungsbereiche eingeleitet, konkret bevorstehen.
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Hat eine ortlich zustandige Auslanderbehoérde also nicht bereits vorher entschieden, eine
Ausbildungsduldung im Ermessen zu erteilen, ist spatestens bei Eintreten einer der
Ausschlussgriinde nach § 60b Abs. 2 auch dieser Weg versperrt.

Da laut Gesetzesbegriindung mit Einfihrung des § 60b AufenthG-E ferner auch keine
Moglichkeit mehr bestehen soll, fiir qualifizierte Berufsausbildungen eine Ermessensduldung
nach § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG zu erteilen, entfdllt diese bislang als Auffangnorm
genutzte Duldungsvariante nun ganzlich. Fir Assistenz- und Helferausbildungen ist der
Anwendungsbereich nicht eingeschrankt worden.

Dass die Gesetzesbegriindung diesen ausbildungsfreundlichen Anwendungsfall einer
Ermessensduldung kinftig untersagt, ist fiir die beschriebene Fallkonstellation eine
signifikante Verschlechterung.

Letztlich ist davon auszugehen, dass Auslanderbehérden mit der Erteilung einer
Ausbildungsduldung im Ermessen nach dem neuen Absatz 7 in Zukunft wesentlich
zurlickhaltender umgehen werden als bislang mit der Erteilung einer Ermessensduldung
nach § 60a Abs. 2 Satz 3 fiir die Ausbildung, um der politischen Linie der unbedingten
Identitatsklarung Folge zu leisten.

d) Der Zumutbarkeitsbegriff bei der Identitdtsklarung und die geplante , Duldung
light”

Erhebliche Auswirkungen auf die Erteilung der Ausbildungsduldung (wie auch der
Beschaftigungsduldung) hat der Umgang mit dem unbestimmten Rechtbegriff der
»2Zumutbarkeit”. Welche Mitwirkungshandlungen ,,zumutbar” sind, hangt zwar stets von den
konkreten Umstdnden des Einzelfalls ab. Grundsatzlich werden jedoch bei
Ausreisepflichtigen hohe Anforderungen an die zumutbare Mitwirkung gestellt. Es obliegt im
Zweifel der geduldeten Person, die Unzumutbarkeit einer geforderten Mitwirkungshandlung
zu belegen. Gelingt di
es nicht, missen alle von der Auslanderbehtérde geforderten Mallnahmen, die zur
Identitatsklarung erforderlich sind, umgesetzt werden — und zwar innerhalb der genannten
Fristen.
Erschwerend kommt hinzu, dass sich der Erfolg von Versuchen der Identitdtsklarung oft dem
Einflussbereich der Betroffenen entzieht. Sie sind meist abhangig von den
Auslandsvertretungen ihres Herkunftslandes, Behérden in ihrer Heimat oder von der
Anerkennungsfahigkeit ihrer Dokumente in Deutschland. Die Betroffenen wiirden also trotz
der Vornahme aller zumutbaren Handlungen fir die Verweigerungshaltung ihrer
Heimatbehorden ,bestraft”.
Erfahrungsgemall mindet die behordliche (restriktive) Auslegungspraxis in teils
uneindeutigen, unverhaltnismalligen und unmoglich zu erfillenden Forderungen. Dies gilt
umso mehr, wenn — wie in der Praxis zu beobachten — die Ausldnderbehérden die
vorzunehmenden Handlungen nicht weiter konkretisieren und die Betroffenen daher nicht
wissen, welche weiteren und konkreten MalRnahmen noch von ihnen verlangt werden. Es ist
absehbar, dass die fristwahrende Erbringung der als zumutbar erachteten Handlungen fir
viele Menschen schwierig bis unmoglich sein wird. Genauso absehbar ist die Folge: Dies wird
Gegenstand langwieriger Auseinandersetzungen zwischen Auslanderbehérden und
Betroffenen bzw. Rechtsbeistinden werden, die im Zweifel gerichtlich geklart werden
mussen.
Die zentrale Regelung zur ldentitatsklarung und zu den fristwahrend zu erbringenden
Mitwirkungshandlungen kann nicht isoliert zum parallel vorliegenden Entwurf des sog.
Geordnete-Riickkehr-Gesetzes bewertet werden.



15

Mit der Einfliihrung einer ,,Duldung light” fir Personen mit ungeklarter Identitat wird ein
konkreter Katalog regelhaft zumutbarer Handlungen im Rahmen der Pass(ersatz)be-
schaffungspflicht etabliert.

Dies wiirde jedoch mit hoher Wahrscheinlichkeit auch dazu flihren kénnen, dass nicht
unterschieden wird zwischen den Anforderungen einer Identitatsklarung, der auch durch
andere Dokumente nachgekommen werden kann als nur dem Pass, und den Anforderungen
einer Pass(ersatz)beschaffung.

Sofern der im Geordnete-Rickkehr-Gesetzentwurf enthaltene Status der ,,Duldung light” in
unveranderter Form in Kraft tritt, wirde dieser Katalog auch wohl auch zur Messlatte fir
fristwahrend zu erbringende Mitwirkungshandlungen fiir die Ausbildungsduldung. Dies
konnte den Rechtsanspruch sowohl auf die Ausbildungsduldung als auch auf die
Beschaftigungsduldung ins Leere laufen lassen.

e) Die Auffangnorm: Ausbildungsduldung ohne Identitdtsklarung im Ermessen nach
§ 60b Abs. 7 AufenthG-E

Es muss bei dem Grundsatz bleiben: Mitwirkungspflichten sind keine Erfolgspflichten! Haben
Betroffene alle erforderlichen, sofern zumutbaren und faktisch mdglichen Handlungen
unternommen, um ihre Identitat zu klaren, muss ihnen daher auch eine Ausbildungsduldung
erteilt werden.
Einen Minimalldsung gibt der Gesetzentwurf her: die Auffangnorm des Absatzes 7. Es ist zu
begriiRen, dass damit die Tatsache anerkannt wird, dass Identitdtsklarungsversuche selbst
bei allen Bemihungen scheitern kdnnen. Auslanderbehérden haben danach die Mdglichkeit,
eine Ausbildungsduldung im Ermessen zu erteilen. Vor dem Hintergrund der
vorangegangenen Erlduterungen ist die schwache Kann-Regelung des Absatzes 7 als Auffang-
tatbestand allerdings vollig unzureichend. Eine ganze Reihe von Auslanderbehérden hat
bereits in der Vergangenheit die Zumutbarkeitsgrenze zur uniiberwindbaren Hiirde
aufgebaut und wird diesen Paragrafen ohne eine Anpassung kaum ausbildungsfreundlich
anwenden.
Es ist letztlich unklar, welche Ermessenserwagungen hier noch legitimer Weise eine Rolle
spielen konnten — die betroffene Person hat schlieflich zu dem Zeitpunkt alle ihr moéglichen
Handlungen unternommen, um ihre ldentitdat aufzukldren, und erfillt auch die anderen
Voraussetzungen fiir eine Ausbildungsduldung. SchlieRlich hangt der Erfolg bei der
Identitatsklarung in vielen Fallen nicht nur von der betroffenen Person selbst ab, sondern
vom Agieren oder Nicht-Agieren der Heimatbehorden. Die Gefahr sachfremder Erwagungen
ist folglich groR und konnte in der Vergangenheit bei der Erteilung der
Beschaftigungserlaubnis im Rahmen der Ausbildungsduldung beobachtet werden. Gerade
weil das vorliegende Gesetz zu einer vereinfachten und ,bundesweit einheitlichen
Anwendung” flihren soll, muss hier der Ermessensspielraum gestrichen werden.
Richtig ware, den Rechtsanspruch auf Ausbildungsduldung bei Erbringung zumutbarer
Mitwirkungspflichten zu gewadhren. Mindestens aber briauchte es eine hdchstmogliche
Einschrankung des Ermessens hinsichtlich der Auffangnorm durch die Anderung in eine
»Soll“-Regelung.

Der Rechtsanspruch auf die Ausbildungsduldung darf nur die zumutbare Mitwirkung, nicht
aber die erfolgreiche Identitatsklarung voraussetzen.
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2.6  Zu § 60b Abs. 2 Nr. 5 AufenthG-E:
Erweiterung und Verscharfung des Ausschlusses ,konkreter
aufenthaltsbeendender MaBnahmen“

Der Entwurf nennt ,konkrete MaBnahmen zur Aufenthaltsbeendigung”, die die Erteilung
einer Ausbildungsduldung fiir Geduldete blockieren, sofern sie vor der Antragstellung auf
Ausbildungsduldung eingeleitet wurden.

Die Einflhrung einer — vermeintlich — abschlieBenden Aufzahlung der MalRnahmen (Nr. 5a-e)
ist offensichtlich den Erfahrungen und Riickmeldungen zu den Umsetzungsproblemen vor
Ort geschuldet. Sofern die Auflistung konkret aufenthaltsbeendender MalRnahmen der
Versuch sein sollte, ausufernden und wildwiichsigen Auslegungspraktiken entgegenzuwirken,
ist dies sowohl hinsichtlich der einzelnen Punkte als auch in Ganze gescheitert.

a) Zu § 60b Abs. 2 Nr. 5a AufenthG-E: Veranlassung einer drztlichen Untersuchung zur
Reisefahigkeit

Unter anderem soll eine Ausbildungsduldung dann nicht mehr moglich sein, wenn ,eine
arztliche Untersuchung zur Feststellung der Reisefdhigkeit veranlasst wurde” (§ 60b Abs. 2 Nr.
5a AufenthG-E). Der Gesetzestext allein legt eine vollig ergebnisunabhangige Einstufung der
bloBen ,Veranlassung” einer Reisefdhigkeitsuntersuchung als konkret aufenthaltsbeendende
Malnahme nahe. Lediglich die Gesetzesbegriindung stellt einen Zusammenhang her
zwischen der Untersuchung und ihrem Ergebnis, von dem abhangen soll, ob es sich faktisch
um eine konkrete aufenthaltsbeendende Mallnahme handelt oder nicht. Erst und
ausschlieRlich fiir den Fall, dass nur eine voriibergehende Reiseunfahigkeit festgestellt wird,
die zudem medizinisch behandelt und auch behoben werden kann, ist laut
Gesetzesbegriindung von einer konkreten MaRnahme zur Aufenthaltsbeendigung
auszugehen. Nur eine sog. langerfristige und dauerhafte Reiseunfahigkeit stehe der Erteilung
einer Ausbildungsduldung nicht entgegen.
Diese Erlauterungen sind nicht geeignet, langwierige Auseinandersetzungen zwischen
amtsarztlichen Gutachten und unabhangigen Gegengutachten zu vermeiden, die Uber die
Frage streiten , wie lang ,Langerfristigkeit” mindestens sein muss, um als langerfristig im
Sinne des Gesetzes bzw. der Begriindung beurteilt werden zu kénnen,
Aullerdem besteht ein hohes Risiko, dass einzelne Auslanderbehorden selbst bei
Anerkennung des Vorliegens einer ,langerfristigen” Reiseunfahigkeit einen Ausschlussgrund
geltend machen werden fir den Fall, dass eine Behandlung und Behebung als mdglich
erachtet wird.
Durch die im Gesetzestext allein schon ausreichende ,Veranlassung” als Ausschlussgrund ist
ebenso zu befiirchten, dass die Auslanderbehorden es letztlich in der Hand haben, z.B.
unmittelbar nach Ablehnung eines Asylantrags eine Untersuchung einzuleiten, um die
Erteilung einer Ausbildungsduldung zu blockieren bis andere aufenthaltsbeendende
MaBnahmen zum Tragen kommen kénnen und die Abschiebung erfolgen kann. Dies kime
einem willkirlichen Handeln gleich.

Der Ausschlussgrund der Veranlassung einer arztlichen Untersuchung ist zu streichen.
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b) Zu § 60b Abs. 2 Nr. 5b AufenthG-E:
Antrag zur Forderung einer freiwilligen Ausreise mit staatlichen Mitteln

Nach dem Gesetzeswortlaut wird kiinftig bereits die Antragstellung auf Forderung einer
freiwilligen Ausreise mit staatlichen Mitteln als Ausschlussgrund fir eine Ausbildungsduldung
gewertet. Dies ist angesichts der in einzelnen Bundeslandern installierten staatlichen und
explizit nicht ergebnisoffenen Riickkehrberatung abzulehnen.

Denn ausreisepflichtige Personen wurden und werden in einzelnen staatlichen
Rickkehrberatungsstellen zu einer Aufenthaltsbeendigung, mit teils zweifelhaften
Methoden, ,,zwangsberaten”.4

Alternative Aufenthaltsperspektiven sind den Berater*innen haufig allein mangels Kenntnis
der Auslanderakte der betroffenen Person entweder unbekannt oder werden ignoriert,
selbst wenn die Voraussetzungen vorliegen und z. B. eine Ausbildung absolviert wird.

Unter diesen Bedingungen darf ein derartiger Antrag auf Férderung der freiwilligen Ausreise
keine solch weitreichenden Ausschlussfolgen haben. AuBerdem muss erganzend
gewabhrleistet sein, dass in allen Bundeslandern eine unabhangige — also bei nicht-staatlichen
Tragern angesiedelte — und ergebnisoffene Perspektivberatung durch entsprechend
qualifiziertes Personal als Alternativangebot zur Verfligung steht. Dies gilt umso mehr, als
dass die unterschriebenen Antrage auf Forderung einer freiwilligen Ausreise keine
Widerrufsfrist vorsehen.

Daneben kann ein individueller Rickkehrwille sich aus guten Griinden — z. B. Verdanderung
der Lage im Herkunftsland, Ausbildungsplatzangebot nach Forderantragstellung — vor der
Ausreise wieder andern. Den Zugang zur Ausbildungsduldung in diesen Fallen dauerhaft zu
verschlieen, ware nicht nachvollziehbar.

Der Ausschlussgrund eines Antrags auf Forderung einer freiwilligen Ausreise mit
staatlichen Mitteln ist ersatzlos zu streichen.

c) §60b Abs. 2 Nr. 5 ¢ AufenthG-E:
Einleitung der Buchung von Transportmitteln fiir die Abschiebung und
Akteniibergabe an Riickfiihrungsbereiche

Ist die Buchung von Transportmitteln fir die Abschiebung eingeleitet worden, soll ab diesem
Zeitpunkt eine Ausbildungsduldung ausgeschlossen sein. Ab wann die ,Einleitung” einer
Buchung vorliegt, Buchung vorliegt, wird in der Praxis bundesweit uneinheitlich ausgelegt
werden. Zwar lassen sich der Gesetzesbegriindung Beispiele daflir entnehmen, so z. B. die
Flugbuchung selbst oder die Aufnahme auf eine Sammelabschiebungsliste. Diese sind
allerdings nur beispielhaft und nicht abschlieBend erlautert, sodass der Kreativitat einzelner
Auslanderbehorden an dieser Stelle kaum Grenzen gesetzt werden. Daher sollte im
Gesetzeswortlaut eine Uberschaubare Hochstdauer als Frist fir die Phase zwischen der
Einleitung einer Buchung und der faktischen Abschiebung aufgenommen werden. Es besteht
ansonsten eine zu hohe Anfalligkeit fir pro forma-Einleitungen. Ohnehin ist vollig unklar,
warum nach dem Gesetzeswortlaut bereits die ,Einleitung” einer Buchung ausreichen soll —
dies erfasst einen vollig unbestimmten Handlungsumfang. Von ,konkreten
aufenthaltsbeendenden MalRnahmen” kann dabei gerade noch keine Rede sein.

* Siehe z. B, Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen: Leitlinien zur Rickkehrberatung — Kritik an hessischer
Praxis, 24.07.2017 sowie Praxisleitfaden zur staatlichen Riickkehrberatung des Landes, 24.10.2017



https://www.liga-hessen.de/index.php?eID=tx_nawsecuredl&u=0&g=0&t=1559244203&hash=7a46e6bfa145393202cee7f5f6a071e9a47bdca4&file=/uploads/media/2017-07-24_Leitlinien_Rueckkehrberatung_End_01.pdf
https://www.liga-hessen.de/index.php?eID=tx_nawsecuredl&u=0&g=0&t=1559244203&hash=7a46e6bfa145393202cee7f5f6a071e9a47bdca4&file=/uploads/media/2017-07-24_Leitlinien_Rueckkehrberatung_End_01.pdf
https://www.liga-hessen.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Positionen/2016_2017/Praxisleitfaden_staatl._Rueckkehrberatung-Liga_Hessen_final__24.10.17_.pdf
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AuRert kritisch ist zudem, dass die Gesetzesbegriindung die Ubergabe der Ausldnderakte
zum Zweck der Durchfiihrung einer Abschiebung an einen innerhalb des Organisations-
aufbaus bestehenden gesonderten Ruickfiihrungsbereich als Einleitung im o. g. Sinn benennt.
In Bundeslandern, in denen solche zentralisierten Riickfiihrungsbereiche z. B. in Form von
Zentralen Auslanderbehoérden existieren, werden die Akten von Personen, sobald sie in den
Status der Duldung wechseln, als Routinevorgang unmittelbar von der lokalen an die
zentralen Ausldanderbehdrden Gbergeben (z. B. Hessen). Dort ist die Zustandigkeit auch fur
die Aufenthaltsbeendigung verortet — und zwar unabhdngig davon, ob die praktische
Umsetzung einer Abschiebung im Einzelfall konkret bereits geplant, vorgesehen oder faktisch
moglich ist. Damit waren zumindest in diesen Bundeslandern, alle Ausreisepflichtigen allein
aufgrund ihres Duldungsstatus von der Ausbildungsduldung ausgeschlossen. Dies
widerspricht der Intention des Gesetzes, Ausreisepflichtigen Uber Ausbildung eine
Aufenthaltsperspektive zu eroffnen.

Die Einleitung einer Buchung von Transportmitteln ist als konkrete aufenthaltsbeendende
MaBnahme zu streichen. AuBerdem muss aus dem Gesetzeswortlaut hervorgehen, dass
die Ubergabe von Akten Ausreisepflichtiger an Riickfithrungsbereiche innerhalb der
Organisation der Auslanderbehérden noch keine konkrete aufenthaltsbeendende
MaRnahmen darstellt.

d) Zu § 60b Abs. 2 Nr. 5d AufenthG-E:
vergleichbar konkrete VorbereitungsmalBnahmen zur Abschiebung

Wahrend die Punkte a-c des Absatzes 2 Nr. 5 AufenthG-E den Versuch einer Konkretisierung
von Ausschlusssachverhalte darstellen (sollen), sieht Punkt d vor, dass davon unabhangig
auch andere, bereits eingeleitete ,vergleichbar konkrete VorbereitungsmaBnahmen zur
Abschiebung” einen Ausschluss begriinden, es sei denn, es sei von vornherein absehbar, dass
diese nicht zum Erfolg — einer Abschiebung — fiihren. Damit ist der behordliche
Interpretations- und Anwendungsspielraum wiederum in vollem Umfang eroffnet. Da
lediglich in der Gesetzesbegriindung Beispiele fir ,vergleichbar  konkrete
Vorbereitungsmallnahmen” genannt werden und diese nicht abschliefend sind, kann daraus
keine Begrenzung abgeleitet werden. Die Folge ist, dass die als abschlieBend angelegte
Aufzahlung nur dem Anschein nach abschlieRend ist, tatsachlich aber eine unbegrenzte
Erweiterung der Ausschliisse einhergeht.

Darliber hinaus ergibt sich bereits aktuell in der Praxis die Schwierigkeit, dass
Auslanderbehérden Ausbildungsduldungen mit dem Argument der (vor Antragstellung)
eingeleiteten konkreten aufenthaltsbeendenden MaBnahmen verweigern, diese aber
mehrere Monate lang nicht zu einer Abschiebung fihren.

Im besten Fall — abhangig von dem Entgegenkommen der Auslanderbehérde — kann dann
zwar nach derzeitiger Rechtslage weiter eine Beschaftigungserlaubnis im Ermessen fiir eine
Ausbildung erteilt werden, sofern kein Beschaftigungsverbot nach § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2
AufenthG besteht Aber grundsatzlich kann die Erteilung der Ausbildungsduldung Uber
Monate herausgezogert werden.

Sowohl geduldete Auszubildenden — sofern sie mit einer Ausbildung beginnen durften — als
auch ausbildungsbereite Betriebe befinden sich bereits jetzt in absoluter Abhangigkeit von
der behordlichen Einschatzung, ob und ab wann genau die bereits eingeleitete
aufenthaltsbeendende MalRinahme als nicht mehr hinreichend konkret angesehen wird und
damit ihren Ausschlusscharakter fiir die Erteilung einer Ausbildungsduldung verliert.
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Das macht u. a. ein Beispiel aus der Gesetzesbegriindung deutlich, nach dem ein
Vorstellungstermin bei der Botschaft des Herkunftsstaates als vergleichbar konkrete
MaBnahme der Aufenthaltsbeendigung bewertet wird, sofern der Termin vor einem Antrag
auf Ausbildungsduldung vereinbart wurde — und zwar faktisch unabhangig davon, wann der
Termin danach stattfindet. Dass der Termin selbst in einem ,angemessenen Zeitraum” zu
erfolgen habe, ist nicht hilfreich fiir die Praxis, denn auch hier operiert die
Gesetzesbegriindung mit einem unbestimmten Rechtsbegriff, namlich dem der
,2Angemessenheit”.

Der vorliegende Gesetzentwurf begegnet diesen bereits heute vielfdltig zu beobachtenden
Problemen nicht. Ein fiir die Praxis hilfreicher Losungsvorschlag hingegen befindet sich in den
,Verfahrenshinweise der Auslanderbehorde Berlin“ vom 11.03.2019, die festlegen, dass eine
Uber 6 Monate andauernde erfolglose Passbeschaffung ,von Amts wegen nicht mehr von
einer unmittelbar bevorstehenden Aufenthaltsbeendigung auszugehen ist“ und der
Ausschluss damit nachtraglich entfdllt. Ein solcher pragmatische Ansatz misste zwingend in
den Gesetzeswortlaut aufgenommen werden.

In der vorliegenden Fassung besteht auRerdem eine viel zu hohe Anfalligkeit fiir das Risiko
der behordlichen Einleitung pro forma, bloR um einen Ausschluss friihzeitig zu generieren.

Der Katalog der konkret aufenthaltsbeendenden MalRnahmen muss im Gesetzeswortlaut
eindeutig abschlieBend angelegt sein. Der Ausschlussgrund der ,vergleichbar konkreten
VorbereitungsmalBnahmen” ist ersatzlos zu streichen.

e) Zu § 60b Abs. 2 Nr. 5e AufenthG-E: Einleitung eines Dublin-Verfahrens

Eine Ausbildungsduldung soll auch dann ausgeschlossen sein, wenn ein Dublin-Verfahren zur
Bestimmung des fiir das Asylverfahren zustiandigen EU-Mitgliedsstaates ,eingeleitet” wurde.
Richtig stellt die Gesetzesbegriindung dar, dass die Bestimmung des zustiandigen
Mitgliedstaates durchgefiihrt wird, wenn eine Person einen Asylantrag stellt. Dies ist de facto
in jedem Asylverfahren der Fall. Denn es handelt sich bei der Priifung nach Artikel 20 Dublin-
[1I-VO, auf den verwiesen wird, nicht bereits um das Ubernahmeersuchen an einen anderen
Staat, der vom BAMF fir zustdndig fur die Durchfiihrung des Asylverfahrens gehalten wird,
sondern um die jedem Asylverfahren vorgeschaltete BAMF-interne Prifung der potenziellen
Zustandigkeit, aufgrund derer dann erst ein Ubernahmeersuchen gestellt wird — oder auch
nicht.

Dass die  Zustdndigkeitsprifung  bereits eine , konkrete” Mallnahme  zur
Aufenthaltsbeendigung sein soll, ist also schlicht falsch. Zu diesem Zeitpunkt ist eine
Zustandigkeit von Deutschland statistisch gesehen sogar wesentlich wahrscheinlicher als die
Zustandigkeit eines anderen EU-Mitgliedstaates: 185.853 Asylantragen im Jahr 2018 stehen
lediglich 37.738 Falle der Zustandigkeitszustimmung anderer Dublin-Staaten gegeniiber.”

Die weiteren Ausfiihrungen an diesem Punkt in der Gesetzesbegriindung, dass die Person
(erst) bei Feststellung der Zustandigkeit Deutschlands eine Aufenthaltsgestattung erhalt, sind
unzutreffend. Jede Person hat wahrend des Asyl(erst)verfahrens, also auch schon wahrend
des Dublin-Verfahrens, eine Aufenthaltsgestattung. Wenn das BAMF einen anderen EU-Staat
als fiir den Asylantrag der betreffenden Person zustandig halt, lehnt es den Asylantrag als
unzuldssig ab. Eine Abschiebungsanordnung nach § 34a AsylG kann das BAMF erst erlassen,
wenn feststeht, dass die Abschiebung durchgefiihrt werden kann.

> Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge-Referat Statistik:
Ubersicht zu den Priiffillen und Ubernahmeersuchen nach der Dublin-Verordnung 01.01. bis 31.12.2018



https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/Dublin_Übernahmen_2018.pdf
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Asylerstantragstellende behalten ihre Aufenthaltsgestattung auch wahrend eines
gerichtlichen Eilverfahrens, da die Anordnung dann noch nicht vollziehbar geworden ist.

Aus dem reinen Wortlaut und der Gesetzesbegriindung ergeben sich sowohl Widerspriiche
als auch Fehleinschatzungen. Méchte man einen Zusammenhang zwischen einem Dublin-
Verfahren und konkreten aufenthaltsbeendenden MalBnahmen herstellen, wéare das allenfalls
Uber die Formulierung ,wenn eine Abschiebungsanordnung nach § 34a AsylG vollziehbar
ist“ moglich.®

Bis es in einem Rechtsstreit (iber einen Dublin-Bescheid mit Abschiebungsanordnung zu
einer endgiiltigen Entscheidung kommt, kénnen nachweislich mehrere Jahre vergehen.7
Diesen Menschen in dem Fall, dass sie einen derart langen Rechtsstreit am Ende verlieren,
sich aber perspektivisch gut Gber Ausbildung und Arbeit integrieren kénnten, grundsatzlich
den Weg in Ausbildung und Arbeit zu versperren, nur um am Dogma des gescheiterten
Dublin-Systems festzuhalten, ist inhuman.

2.7 Zu § 60b Abs. 3 Satz 1f. AufenthG-E: Antrags- und Erteilungszeitpunkt

BegriiRenswert ist, dass der Gesetzentwurf erkannt hat, dass die in einigen Bundeslandern
bestehende Praxis, Ausbildungsduldungen erst wenige Wochen vor Ausbildungsbeginn zu
erteilen, selbst wenn der Ausbildungsvertrag bereits mehrere Monate vorab vorlag, im
Widerspruch zur notwendigen Rechts- und Planungssicherheit flir Auszubildende und
ausbildende Stellen steht.

Nun soll bundeseinheitlich geregelt werden, dass sieben Monate vor Ausbildungsbeginn ein
Antrag und 6 Monate vorab die Erteilung einer Ausbildungsduldung mdoglich sein soll. Dies
entspricht nicht der Realitat der verbindlichen Ausbildungsplatzvergabe mit Vorlaufzeiten
von oft tiber einem Jahr.

Betriebe und andere Ausbildungsstadtten in unterschiedlichen Branchen haben erhebliche
Schwierigkeiten, Ausbildungsstellen zu besetzen und haben daher ein hohes Interesse daran,
Auszubildende frihzeitig unter Vertrag zu nehmen. Die Phase zwischen dem Abschluss eines
Ausbildungsvertrages und dem Ausbildungsbeginn kann danach deutlich langer als die im
Gesetzentwurf eingerdaumten 6 Monate dauern. Der Gesetzentwurf schlieBt wahrend dieser
Zeit die Einleitung aufenthaltsbeendender MalRnahmen nicht aus.

Zwar ware in dieser Phase noch die Erteilung einer Ermessensduldung nach § 60a Abs. 2
Satz 3 moglich, da die Ausbildung noch nicht begonnen hat und die Gesetzesbegriindung fiir
die Zukunft nur ausschlielt, eine Ermessensduldung filir bereits bestehende
Berufsausbildungen zu erteilen. Dies bietet aber keinerlei Rechtssicherheit, sofern keine
weiteren Duldungsgriinde geltend gemacht werden kénnen.

Ein Rechtsanspruch auf Ausbildungsduldung muss mit dem Abschluss eines
Ausbildungsvertrages entstehen. Nur so kann auch dem Bediirfnis der Ausbildungsbetriebe
nach Rechts- und Planungssicherheit Rechnung getragen werden, die sie sich ansonsten eher
gegen geduldete Auszubildende entscheiden werden. Alternativ missten die zeitlichen
Vorlaufzeiten zur Beantragung und Erteilung wesentlich erweitert werden.

® Dies entsprache auch der oberverwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung des VGH Baden-Wiirttemberg,

Beschluss v. 04.01.2017, 11 S 2301/16.

7 S0 etwa im Fall Jawo gegen die BRD: Von der Asylantragstellung in Deutschland im Dezember .2014 {iber den
ablehnenden Bescheid des BAMF als unzuldssig im Februar 2015 landete der Fall nach Klageabweisung, aber
Zulassung der Berufung schlieRlich Anfang April 2017 beim EuGH zur Vorabentscheidung im Vorlageverfahren.

Erst im Marz 2019 urteilte der EuGH (Rechtssache C-163/17), womit das Verfahren in Deutschland noch
nicht abgeschlossen war bzw. ist. Bis zu einer endgliltigen Entscheidung kénnen noch Monate vergehen.



http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=21793
http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=21793
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=211803&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
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Ein Rechtsanspruch auf Erteilung einer Ausbildungsduldung muss bereits mit Abschluss des
Ausbildungsvertrages entstehen, unabhangig davon, wann die Ausbildung beginnt.

2.8  Zu § 60b Abs. 5 Satz 1 AufenthG-E:
Mitteilungspflicht von Bildungseinrichtungen bei Nichtbetreiben oder Abbruch der
Ausbildung

Bildungseinrichtungen sollen verpflichtet werden, der Auslanderbehorde unverziglich, in der
Regel innerhalb einer Woche, mitzuteilen, wenn die Ausbildung nicht betrieben oder
abgebrochen wird. Nach dem momentan ebenfalls vorliegenden Entwurf eines
Fachkrafteeinwanderungsgesetzes soll in § 12c AufenthG-E der neue Begriff der
,Bildungseinrichtung” etabliert werden. Darunter sollen neben Ausbildungsbetriebe auch
»Schulen, Hochschulen und Einrichtungen der Berufsbildung oder der sonstigen Aus- und
Weiterbildung“ fallen.

Nach § 87 AufenthG sind Schulen sowie Bildungs- und Erziehungseinrichtungen gerade von
Ubermittlungspflichten personenbezogener Daten ausgenommen.

Dass Auslanderbehdrden keine Mitteilungsersuchen an Schulen richten (sollen) und
umgekehrt keine schulische Mitteilungspflicht besteht, hat die Bundesregierung in
Beantwortung einer Kleinen Anfrage der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen am 12.05.2015 —
im Einklang mit dem geltenden Recht — bestatigt (BT-Drs. 18/4886, S. 3).

Diese Mitteilungspflicht soll laut Gesetzesbegriindung ausdriicklich abweichend von § 87
AufenthG bestehen. Dies ist flr sich genommen bereits inakzeptabel. Letztlich verléren
Schulen und andere Bildungseinrichtungen ihren Charakter als Schutzorte, Lehrer*innen ihre
zentrale Rolle als Vertrauenspersonen.

2.9 Regelungsliicke: kein abgeleiteter Duldungsanspruch fiir Familienangehorige

Fir Mitglieder der Kernfamilie ist — im Unterschied zur Beschaftigungsduldung — weiterhin
keine aufenthaltsrechtliche Absicherung in Ableitung aus der Ausbildungsduldung eines
Familienmitglieds vorgesehen.

Diese ist aber zwingend geboten, da eine Familientrennung unvereinbar ware mit Art. 6 GG
(Schutz von Ehe und Familie), Art. 8 Europadischen Menschenrechtskonvention (Recht auf
Achtung des Privat- und Familienlebens) und, sofern Minderjahrige betroffen waren, auch
ein Verstoll gegen die UN-Kinderrechtskonvention vorlage. Daraus misste sich fir
Familienangehorige eines/einer Auszubildenden ein rechtliches Abschiebungshindernis nach
§ 60a Abs. 2 Satz 1 ableiten, mind. aber ein Duldungsgrund nach § 60a Abs. 2 Satz 3 aus
dringenden personlichen Griinden.

Einzelne Bundeslander sehen sich dadurch allerdings nicht gehindert, eine Zumutbarkeit der
,voribergehenden” Familientrennung fir die Dauer der Ausbildung per Erlass in der Regel
anzunehmen, obwohl dies im klaren Widerspruch zu den genannten hoherrangigen verfas-
sungs- und menschenrechtlichen Rechtsinstituten steht (so z. B. in Hessen, Schreiben v.
14.07.2017 zur ,,Duldungserteilung zum Zweck der Ausbildung®).

Andere Bundeslander haben demgegeniiber zu Recht erkannt, dass eine Familientrennung
nicht zu rechtfertigen ware. In Rheinland-Pfalz wird ein ,0ffentliches Interesse an der
erfolgreichen Beendigung von Berufsausbildungen” gesehen und anerkannt, dass eine dauer-
hafte Trennung von Angehoérigen der Kernfamilie sich nachteilig auf den Ausbildungserfolg
auswirken kann (siehe Rundschreiben Rheinland-Pfalz v. 20.11.2018 zur Erteilung von Ermes-
sensduldungen an Familienangehorige).

Dieses positive Beispiel bildet eine gute Vorlage fiir eine entsprechende und zwingend erfor-
derliche Erganzung der Ausbildungsduldung.


http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/048/1804886.pdf
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Es ist unerklarlich, warum den Familienangehérigen von Auszubildenden mit Ausbildungsdul-
dung nicht derselbe Schutz gewdhrt wird den Angehdrigen einer Person mit
Beschaftigungsduldung.

Fiir Familienangehorige von Personen mit einer Ausbildungsduldung ist zwingend eine
abzuleitende Duldungsregelung — analog zur geplanten Regelung in der Beschaftigungs-
duldung — aufzunehmen.

3. Die Beschaftigungsduldung (§ 60c AufenthG-E)

Ziel der Beschaftigungsduldung soll es sein, jenen Personen einen rechtssicheren Aufenthalt
zu ermoglichen und eine Bleibeperspektive aufzuzeigen, die ihren Lebensunterhalt durch
eine nachhaltige Beschaftigung selbst sichern kénnen und gut integriert sind.

Zur Zielerreichung missen allerding unzahlige weitere Zugangshirden als ,nur” die
vollstandige Lebensunterhaltssicherung genommen werden.

In der Summe werden diese Hiirden realistischer Weise fiir die Mehrheit der Geduldeten

uniiberwindlich sein. Diese sind im Wesentlichen:

e I|dentitatsklarung (statt  Erbringung zumutbarer  Mitwirkungshandlungen) als
Voraussetzung fiir einen Rechtsanspruch auf Beschaftigungsduldung;

e eine 12-monatige Wartefrist fir Geduldete ohne geklarte Identitdt, um der Abschiebung
Vorrang zu geben;

e vollstandige Lebensunterhaltssicherung ebenfalls 12 Monate vorab;

e eine Vorabbeschaftigung mit 35 Std./Woche bzw. 20 Std./Woche fiir Alleinerziehende als
Erteilungsvoraussetzung — und zwar in den letzten 18 Monaten. Und das, obwohl die Le-
bensunterhaltssicherung — sogar in den letzten 12 Monaten — ohnehin als eigenstandige
Erteilungsvoraussetzung definiert wird.

Vor diesem Hintergrund ist jetzt schon klar, dass nur wenige Menschen von dieser Form der
Duldung profitieren werden. Im Gegenteil ist sogar schon absehbar, dass ein Teil der
Auslanderbehorden allein durch die Einflihrung der Beschaftigungsduldung restriktiver als
bisher Beschaftigungserlaubnisse an Geduldete erteilt, um so zu verhindern, dass sie zu
einem spateren Zeitpunkt die Bedingungen fiir die Beschaftigungsduldung erreichen.

3.1 Zu § 60c Abs. 1 Satz 1 AufentG-E: Nur Regelerteilungs- statt strikter Rechtsanspruch

Es fallt direkt auf, dass der Gesetzeswortlaut keinen strikten, sondern lediglich einen
Regelerteilungsanspruch fir eine Beschéaftigungsduldung vorsieht (ist in der Regel zu
erteilen”). D. h., dass selbst fiir Menschen, die den Hiirdenlauf schaffen, noch ein Ermessen
der Auslanderbehorden vorliegt, die Erteilung in besonderen Ausnahmefallen zu verweigern
— selbst wenn ansonsten alle Bedingungen erfiillt werden. Das ist angesichts der
aullerordentlichen und detailliert geregelten Zugangsvoraussetzungen und Ausschliisse, die
selbst jene fir die meisten Aufenthaltserlaubnisse in den Schatten stellen, nicht legitimierbar.

Der Anspruch auf Erteilung einer Beschaftigungsduldung ist als strikter Rechtsanspruch zu
formulieren.
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3.2 Zu §60c Abs. 1 Nr. 1i.V. m. Abs. 4 AufenthG-E:
Identitatsklarung und Beschaftigungsduldung im Ermessen

Die in der Entwurfsfassung vorgesehene Norm der Erteilung einer Beschaftigungsduldung bei
ungeklarter Identitat entspricht der analogen Regelung zur Ausbildungsduldung im Ermessen
— mit der gleichen Schwache, dass es sich momentan nur um eine Kann-Regelung handelt,
die ein weites Ermessen der Auslanderbehérde beinhaltet. Auch hier muss gelten:
Mitwirkungspflichten sind keine Erfolgspflichten! Betroffene kdnnen nicht (mehr) fir etwas
verantwortlich gemacht werden, sobald es sich ihrem Einflussbereich entzieht.

Richtig ware, den Rechtsanspruch auf Beschaftigungsduldung bei Erbringung zumutbarer
Mitwirkungspflichten zu gewdhren. Mindestens aber brduchte es eine hdéchstmogliche
Einschrankung des Ermessens hinsichtlich der Auffangnorm durch die Anderung in eine
»Soll“-Regelung.

Der Rechtsanspruch auf die Beschaftigungsduldung darf nur die zumutbare Mitwirkung,
nicht aber die erfolgreiche Identitatsklarung voraussetzen.

3.3  Zu § 60c Abs. 1 Nr. 2 AufenthG-E:
Wartezeit von 12 Monaten vor Anspruch auf Beschaftigungsduldung

Bereits der unmittelbare Zugang zur Beschaftigungsduldung bleibt ausdriicklich versperrt.
Nur wer die gesetzliche Wartezeit von 12 Monaten in einer anderen Duldung liberstanden
hat, soll Zugang zu einer Beschaftigungsduldung haben. Damit wird — anders als bei der
Ausbildungsduldung — der direkte Ubergang aus einem negativ abgeschlossenen
Asylverfahren in die Beschaftigungsduldung ausgeschlossen.

In Anbetracht der Tatsache, dass zahlreiche ablehnende BAMF-Bescheide (erfolgreich) be-
klagt werden und diese Phase zum Asylverfahren gehort sowie angesichts der langen verwal-
tungsgerichtlichen Verfahrensdauern, ist dies nicht nachvollziehbar. Damit werden zahlrei-
che Personen von der unmittelbaren Erlangung einer Beschaftigungsduldung abgehalten,
obwohl sie als Gestattete bereits arbeiten durften und ihren Lebensunterhalt sichern kon-
nen.

In der 12-monatigen Wartefrist kommt — wie bei der Ausbildungsduldung — der Wille zum
Ausdruck, einer Abschiebung Vorrang einzuraumen. Dass die Auslanderbehérden ein ganzes
Jahr lang jede Chance haben sollen, aufenthaltsbeendende MalRnahmen zum ,Erfolg” zu
bringen, und die Betroffenen damit in standiger Angst gehalten werden, ist skandalos.

Denn auch hier gilt: Dass kaum ein Arbeitgeber sich unter diesen Bedingungen fir die Be-
schéaftigung einer geduldeten Person entscheiden wird, wenn jederzeit mit der Abschiebung
gerechnet werden muss, liegt auf der Hand. Es gibt keinerlei Planungssicherheit fir
Arbeitgebende und Kolleg*innen, besteht taglich das Risiko, dass — ohne Vorankiindigung —
am nachsten Morgen ohne Information die Person nicht mehr zur Arbeit kommt.

Ebenso ist davon auszugehen, dass Geduldete in Zukunft in den ersten 12 Monaten keine
Beschaftigungserlaubnis erhalten werden, eben weil die Ausldanderbehdrde den ausdrickli-
chen Auftrag erhilt, die Aufenthaltsbeendigung voranzutreiben. Aus behordlicher Logik ware
es durchaus plausibel, in dieser Phase den Beschaftigungszugang ganzlich zu verhindern.
Damit waren Geduldete erst zu einem wesentlich spateren Zeitpunkt in der Lage, die jenseits
des Ablaufens der Wartefrist bestehenden Erteilungsvoraussetzungen (12 Monate Lebens-
unterhaltssicherung vorab, Regelarbeitszeiten 18 Monate vorab) erfiillen zu kénnen.

Selbst diese mehrjahrigen Wartezeiten kénnten sich noch verlangern, wenn die betroffene
Person vorher Uber einen gewissen Zeitraum in der neuen ,Duldung light” nach dem
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Geordnete-Riickkehr-Gesetzentwurf landen wirde und Auslanderbehorden — entgegen der
anzunehmenden Gesetzesintention — die Auffassung der Nichtanrechenbarkeit auf die
Wartezeit vertraten (siehe die Erlauterungen zur Ausbildungsduldung unter Punkt 2.4, S. 11).

Die Wartezeit von 12 Monaten fiir die Anspruchswirkung auf eine Beschaftigungsduldung
ist ersatzlos zu streichen.

3.4  Zu § 60c Abs. 1 Nr. 3-5 AufenthG-E: Regelarbeitszeit und Lebensunterhaltssicherung

Die Anforderungen an Lebensunterhalt und Regelarbeitszeit sind viel zu hoch angesetzt und
gehen an der Lebensrealitat geduldeter Menschen vorbei.

Selbst fur einen Aufenthaltstitel — einen rechtmaBigen Aufenthalt — ist die Lebensunterhalts-
sicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG zwar gefordert, aber eben ,nur” eine Regelertei-
lungsvoraussetzung, von der Ausnahmen in besonderen Fallen moglich sind. Fiur die
Beschaftigungsduldung scheint hier keinerlei positives Ermessen eroffnet.

Wadhrend filir eine Beschaftigungsduldung die Lebensunterhaltssicherung vollstiandig er-
bracht werden misste, reicht demgegeniiber fir eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25b Auf-
enthG ist eine Uberwiegende Lebensunterhaltssicherung. Und selbst fiir den Fall, dass diese
noch nicht vorliegt, ist das bei einer diesbezliglichen positiven Prognose seitens der Auslan-
derbehdrde unschadlich und ebnet ebenfalls den Weg in die Aufenthaltserlaubnis.

Doch selbst die Lebensunterhaltssicherung an sich reicht fiir die Beschaftigungsduldung
nicht aus: Sie muss bereits in den vorangegangenen 12 Monaten erbracht worden sein. Auch
hier sind die Hirden fir die Beschaftigungsduldung ungleich héher als die fiir die zur
Aufenthaltserlaubnis nach & 25b AufenthG; fur die Aufenthaltserlaubnis muss keine
vorhergebende Lebensunterhaltssicherung nachgewiesen werden.

Das einzig erkennbare Zugestandnis ist, dass bei Familien nur der Lebensunterhalt fiir eine
Einzelperson nachgewiesen werden muss und nicht fir alle Familienmitglieder.

Den Hohepunkt an Absurditat erreichen diese Bedingungen in Kombination mit der vorge-
schriebenen Regelarbeitszeit von 35 Std./Woche bzw. 20 Std./Woche fir Alleinerziehende —
und dies in den vergangenen 18 Monaten. Diese Regelung benachteiligt nicht nur weiterhin
Alleinerziehende, sondern ist zudem widersinnig und tberflUssig.

Bei Alleinerziehenden eine Vorbeschaftigungsregelarbeitszeit Gberhaupt zu fordern, zumal in
der derzeit geplanten Hohe, ist realitatsfern. Familienfreundliche Teilzeitbeschaftigungen zu
finden, zumal in diesem Umfang, stellt schon fiir Alleinerziehende mit nicht-prekarem Auf-
enthaltsstatus und ohne Sprachbarrieren eine enorme Herausforderung dar, die umso
schwieriger zu bewadltigen st angesichts nicht ausreichender Krippen- und
Kinderbetreuungsplatze. Fir Beschaftigungen im Hotel- oder Gastronomiebereich mit
Arbeitszeiten bis in den spaten Abend oder am Wochenende, diirfte es aussichtslos sein,
einen Betreuungsplatz zu bekommen.

Hat eine betroffene Frau innerhalb der vergangenen 18 Monate ein Kind zur Welt gebracht,
beliefe sich allein der gesetzliche Mutterschutz auf mindestens 14 Wochen.

Die Gesetzesbegriindung macht keine Aussage dazu, ob dies noch unter eine unschadliche
Unterbrechung fiele oder nicht. Doch selbst fiir den Fall, dass dies bejaht wiirde: Misste eine
alleinerziehende Mutter mit Duldung direkt nach der Mutterschutzfrist ihren Saugling
halbtags in eine Krippe geben, um die 18-monatige Vorbeschaftigungsregelarbeitszeit
erreichen zu kénnen?
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SchlieRlich ist nicht erklarbar, warum bei Alleinerziehenden zwar bei der Wochenarbeitszeit
der Stundenanteil reduziert wird, die Anforderung an die vollstandige Lebensunterhalts-
sicherung aber weiterhin gegeben ist. Dies kann letztlich nur durch einen Redaktionsfehler
erklart werden.

Von diesen massiven Diskriminierungsaspekten bei Alleinerziehenden abgesehen: Warum
sollte ein Beschaftigungsverhaltnis von nur 30 Std./Woche bzw. 19 Std./Woche fir Alleiner-
ziehende nicht ausreichend sein, wenn ein lebensunterhaltssicherndes Einkommen vorliegt?
Da der Anspruch auf Beschaftigungsduldung nach Absatz 3 ohnehin widerrufen werden soll,
sobald die Lebensunterhaltssicherung — jenseits von , kurzfristigen” Unterbrechungen nach
Absatz 4 — entfillt, ist die Vorgabe von Regelarbeitszeiten, zumal riickwirkend fiir die letzten
18 Monate, unverhaltnismaRig und sinnentleert.

Die Erteilungsvoraussetzungen der Regelarbeitszeit innerhalb der letzten 18 Monate sowie
der vollstindigen Lebensunterhaltssicherung innerhalb der letzten 12 Monate miissen ge-
strichen werden. Zumindest sollte eine liberwiegende Lebensunterhaltssicherung zum
Zeitpunkt des Beginns der Beschaftigungsduldung ausreichend sein.

3.5 Zu § 60c Abs. 1 Nr. 7-9 AufenthG-E: Straftaten und Anspriiche an die Familie

Der Entwurf stellt nicht nur Anforderungen an den/die Antragstellende*n, sondern auch an
die Familie. Bemerkenswert ist, dass jede vorsatzliche Straftat, sofern sie nicht nur von
Auslandern begangen werden kann (nach AsylG/AufenthG), und zwar unabhangig von der
konkreten Straftat oder dem vorgesehenen StrafmaR, einen Ausschluss sowie das spatere
Erlédschen bedingen (Abs. 7). Dies gilt fiir sowohl flr die antragstellende Person selbst als
auch fur den/die Partner*in. Eine Einschrankung gibt es nicht. In Anbetracht der Tatsache,
dass bereits Beforderungserschleichung eine solche Straftat darstellt, ist diese Regelung als
unverhaltnismalig abzulehnen.

Weitere Ausschluss-/Erléschensgriinde, die von keinem Familienmitglied erfullt werden

dirfen, sind:

e Weder der/die Antragstellende*r selbst noch der/die Ehe- oder Lebenspartner*innen
dirfen wegen einer Straftat zu einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen nach dem
Aufenthalts- oder Asylgesetz verurteilt worden sein (Abs. 7)

e keine*r von beiden darf Beziige zu extremistische und terroristische Organisationen ha-
ben oder diese unterstiitzen (Abs. 8);

e Verurteilungen eines Kindes nach § 54 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 sowie § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr.
1 BtMG fiihren ebenfalls zum Ausschluss (Abs. 8).

Diese Sippenhaftung ist abzulehnen. Antragstellende, die selbst nicht strafrechtlich in
Erscheinung getreten sind, sowie andere Familienangehoérige, die sich ebenfalls nichts zu
Schulden haben kommen lassen, diirfen nicht fiir das strafrechtliche Fehlverhalten einzelner
Angehoriger in Mithaftung genommen werden. Dies widersprache dem Schuldprinzip.

3.6 Zu § 60c Abs. 3 AufenthG-E: Widerruf der Beschaftigungsduldung

Die Beschaftigungsduldung soll widerrufen werden, wenn eine der Voraussetzungen nicht
mehr gegeben ist. Grundsatzlich heilt das, wenn die Person ihre Arbeitsstelle verliert oder
von dem Gehalt ihre Lebenshaltungskosten nicht mehr zahlen kann, verliert sie die
Beschaftigungsduldung. Kurzfristige Unterbrechungen sollen zwar keinen Widerruf zur Folge
haben. Es fehlt jedoch zum einen an einer Definition von , Kurzfristigkeit”, zum anderen an
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einer Regelung wie bei der Ausbildungsduldung, dass die Person nach einem
Beschaftigungsende vor Ablauf von 30 Monaten fiir 6 Monate noch vor Abschiebung
geschitzt ist, um in dieser Zeit eine neue Anstellung zu finden (vergleiche § 60b Abs. 6
AufenthG-E). Ohne diese Regelung wird eine zu grofRe Abhangigkeit der Person von ihrem
Arbeitgeber geschaffen, da nicht nur Arbeit und Lohn, sondern auch der ohnehin sehr
prekdre Aufenthalt in Deutschland vom Arbeitgeber abhangig ist. Dies wird Ausbeutung und
Missbrauch von Angestellten mit Beschaftigungsduldung Vorschub leisten.

Endet das Beschaftigungsverhaltnis vor Ablauf der reguldaren Laufzeit der Beschaftigungs-
duldung von 30 Monaten, sollte die betroffene Person die Beschaftigungsduldung fiir
weitere 6 Monate zur Arbeitsplatzsuche behalten.

3.7 Zu § 25b Abs. 6 AufenthG-E: Der Ubergang in eine Aufenthaltserlaubnis

Grundsatzlich ist es zu begriBen, dass im Anschluss an eine 30-monatige
Beschaftigungsduldung der unmittelbare Ubergang in eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25b
AufenthG-E eroffnet wird. Allerdings steigen sogleich die Sprachanforderungen. Sollen fir
die Beschaftigungsduldung noch hinreichende miindliche deutsche Sprachkenntnisse
(Niveau A 2) ausreichend sein, missen nun hinreichende schriftliche Sprachkenntnisse
nachgewiesen werden, sofern die Maoglichkeit (nach Verpflichtung) zum Besuch eines
Integrationskurses bestand. Nach der Gesetzesbegriindung miusste diese Anforderung bei
verheirateten oder verpartnerten Personen nur ein*e Partner*in erbringen. Der
Gesetzeswortlaut selbst gibt diese Erleichterung allerdings nicht her. Nach diesem entsteht
vielmehr der Eindruck, dass die Anforderung in jedem Fall von beiden Partner*innen zu
erfillen ist, sofern ein Integrationskurs hatte besucht werden kénnen. Der Gesetzeswortlaut
muss an dieser Stelle klarer formuliert werden.

Schlielilich ignoriert die Anforderung hinreichender schriftlicher deutscher Sprachkenntnisse,
dass zahlreiche Personen aus Herkunftsstaaten ohne garantierten Zugang zu einem
Bildungssystem (v. a. flr Frauen und einkommensarme Menschen), zudem mit minimalen
Bildungsstandards und geringer Bildungsbeteiligung kommen. Beim Schriftspracherwerb
muss aullerdem beriicksichtigt werden, dass viele Herkunftslander ein anderes als das
lateinische Schriftsystem haben. Vor diesem Hintergrund ist die Anforderung hinreichender
schriftlicher Sprachkenntnisse, selbst nach Abschluss eines Integrationskurses, zu hoch
angesetzt.

Davon unabhéangig entsteht hier eine hohere Zugangsbedingung als bei den Personen, die
nicht aus einer Beschaftigungsduldung, sondern aus einer anderen Duldung in eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 25b AufenthG wechseln wollen: Bei Letzteren bleibt es dabei,
dass fiur die Erteilung hinreichende miindliche Sprachkenntnisse ausreichen. Warum fir
dieselbe Aufenthaltserlaubnis unterschiedliche Sprachanforderungen gestellt werden, ist
vollig unplausibel.

Es sollte beim Zugang Uber eine Beschaftigungsduldung in keinem Fall eine héhere Hiirde
entstehen als bei Einmiindungen aus anderen Duldungsstatus.
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4. Verscharfte Arbeitsverbote (§ 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 AufenthG-E)

Fiir Menschen aus den sog. sicheren Herkunftsstaaten — mit Ausnahmen fiir unbegleitete

minderjahrige Fliichtlinge — ist eine fundamentale Verscharfung der Arbeitsverbote in § 60a

Abs. 6 AufenthG-E vorgesehen, die zur Folge hatte, dass sie kinftig auch dann keine

Beschaftigungserlaubnis mehr erhalten diirften, wenn sie

e unabhangig von ihrem Einreisedatum gar keinen Asylantrag gestellt haben oder

e einen nach dem 31.08.2015 gestellten Antrag vor einer Entscheidung des BAMF
zuriickgezogen haben.

Der Zugang sowohl zur Ausbildungs- als auch zur Beschaftigungsduldung bliebe versperrt.

Die Asylantragsriicknahme soll nur dann unschadlich sein, wenn sie aufgrund einer Beratung

beim BAMF selbst geschieht. Warum hier gerade ein Unterschied gemacht wird, ob die

Antragsriicknahme aus eigener Uberlegung, nach Beratung durch eine unabhingige

Asylverfahrensberatung oder einen Rechtsbeistand oder aber durch eine Information durch

das BAMF erfolgt ist, ist nicht mit sachlichen Griinden zu rechtfertigen. Dazu kommt, dass

vollig unklar ist, wann, wo und wie eine solche ,Beratung” durch welche Stelle des BAMF

erfolgen und gegeniiber der Auslanderbehérde nachweisbar sein soll.

Diese Verscharfung der Beschaftigungsverbote trafe auch Personen aus diesen Staaten, die
urspriinglich aus anderen Griinden einen rechtmafigen Aufenthalt hatten, diesen aber
verloren haben und nun geduldet sind, z. B. ehemals Studierende oder Menschen, die eine
Aufenthaltserlaubnis aus familidaren Griinden hatten. Diese Personen haben nie einen
Asylantrag und auch keinen Anlass, dies zu tun. Fiir Menschen aus diesen Landern soll also
gelten: Sowohl das Stellen eines Asylantrags als auch (neu) der Verzicht darauf wird als
missbrauchlich erachtet und beides wird mit einem absoluten Beschaftigungsverbot bestraft.

Von der geplanten Verschirfung des pauschalen Arbeitsverbots fiir Personen aus sog.
sicheren Herkunftsstaaten ist nicht nur abzusehen. Vielmehr ist das aktuell geltende
Arbeitsverbot sowohl fiir gestattete (nach § 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG) als auch geduldete
(nach § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 AufenthG) Menschen aus sog. sicheren Herkunftsstaaten
aufzuheben.



